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Iwan Städler

Es geht um viel Geld. Wird das
Urteil desEuropäischenGerichts­
hofs fürMenschenrechte (EGMR)
vom letzten Oktober rechtskräf­
tig, kann es die AHV unter Um­
ständenmehrereHundertMillio­
nen Franken kosten. Verlangen
doch die Strassburger Richter,
dass die SchweizWitwerundWit­
wenbeidenHinterlassenenrenten
gleichstellen muss.

Heute erhalten Witwer nur
dann eine Rente, wenn sie min­
derjährige Kinder haben.Witwen
hingegen kriegen die Rente auch
dann, wenn die Kinder bereits
erwachsen sind. Mehr noch:
Selbst wenn eine Witwe gar nie
Kinder hatte, hat sie Anspruch
auf das Geld. Einzige Bedingung
ist, dass sie beim Tod des Part­
nersmindestens 45 Jahre altwar.
Anders als sämtliche Nachbar­
länder diskriminiert die Schweiz
damitMänner bei denHinterlas­
senenrenten systematisch.

Hinter diesen Regeln steckt
noch immer die Annahme, dass
der Mann für den Lebensunter­
halt aufkommt. Fehlt er, braucht
sie eineRente.Fehlt sie, soll ersich
selbst helfen. Doch damit könnte
nun Schluss sein: Die Regeln
verstossen laut Strassburg gegen
das Diskriminierungsverbot und
damit gegendieMenschenrechts­
konvention.

«Der Fall ist relativ klar»
Das hört man beim Bund nicht
gerne. Vor allem will man sich
in Bern nicht aus Strassburg dik­
tieren lassen,wieman die Sozial­
versicherungen auszugestalten
hat. Die Schweiz hat daher ges­
tern ein Gesuch umNeubeurtei­
lung durch die grosse Kammer
des Gerichts eingereicht. Dies
teilte die Sprecherin des Bundes­
amts für Justiz, Ingrid Ryser, auf
Anfrage dieser Redaktion mit.

Die Schweiz kann das Urteil
aber nicht in eigener Kompetenz
weiterziehen. Sie muss darauf
hoffen, dass der Ausschuss des
Gerichts dem Antrag stattgibt
und den Fall für genügend
grundsätzlich und schwerwie­
genderachtet,um ihndergrossen

Kammer zu unterbreiten. Laut
Thomas Gächter, Professor für
Sozialversicherungsrecht an der
Uni Zürich, ist dies eher unwahr­
scheinlich. «Der Fall ist relativ
klar», findet er.Die Schweizwer­
de wohl einlenken müssen.

Doch vorerst müssen sich
dieWitwer gedulden – auchMax
Beeler, der beim Europäischen
Gerichtshof fürMenschenrechte
gegen die Schweiz geklagt hat.
Seine Frau stürzte 1994 bei einer
Wanderung im Alpstein in den
Tod. Von einem Tag auf den
anderen stand der Appenzell
Ausserrhoder alleine da mit
seinen zwei Töchtern im Alter
von zwei und vier Jahren. Er
kündigte seine Stelle als Versi­
cherungsvertreter, umvermehrt
zu Hause sein zu können.

Nachdem er erst da und dort
jobbte, entschied sich Beeler,
vollberuflich Vater und Haus­
mann zu werden. Er lebte von
seiner Witwerrente, den Halb­
waisenrenten der beiden Töch­
ter sowie Ergänzungsleistungen.
Die Familie kamdamit auf knapp
5000 Franken pro Monat.

Doch als die jüngere Tochter
2010 volljährig wurde, erlosch
Max Beelers Rentenanspruch.
Weil er ein Mann ist. Als Witwe
hätte er das Geld weiterhin er­
halten. Das empfand der Ap­
penzell Ausserrhoder als unge­
recht und klagte. In der Schweiz
blitzte er freilich überall ab –
auch vor Bundesgericht.

Zwar räumten die Bundes­
richter ein,die ungleicheBehand­
lung von Witwen und Witwern

widerspreche der Gleichstellung
unddamit derBundesverfassung.
Das Parlament habe aber im
AHV-Gesetz explizit nach dem
Geschlecht unterschieden. Dem
Bundesgericht sei es nicht er­
laubt, Bundesgesetze auf ihre
Verfassungsmässigkeit zuprüfen.

WeitereWitwer begehren auf
Die Strassburger Richter hin­
gegen haben Max Beeler im Ok­
tober recht gegeben. Nun hofft
er, dass die grosse Kammer das
Urteil nicht kippt.Auchmit einem
rechtskräftigen EGMR-Urteil ist
der Mann aber noch nicht am
Ziel. Um zu den Renten zu kom­
men,muss er erst beim Bundes­
gericht eine Revision beantragen.

Inzwischen pochen auch an­
dere Witwer auf Gleichstellung.

Bei Beelers Anwalt, Jürg Lugin­
bühl, haben sich bereits zwei
Männer gemeldet, die bei Voll­
jährigkeit ihrer Kinder ebenfalls
dieWitwerrente verloren haben.
Auch sie erheben nunAnspruch.
Weitere Witwer haben sich bei
kantonalen Ausgleichskassen
gemeldet.

SollteMaxBeeler amEnde ob­
siegen,können sie sich auf dieses
Urteil berufen. «Wir werden von
den Ausgleichskassen eine be­
schwerdefähige Verfügung ver­
langen und ans Sozialversiche­
rungsgericht gelangen», kündigt
Anwalt Luginbühl an. Auf eine
Gesetzesänderung mag er nicht
warten.«Das kann Jahre dauern.»

Tatsächlich hat das Bundes­
amt für Sozialversicherungen
(BSV) bislang noch nichts unter­

nommen, um bei einer Bestäti­
gung des Urteils vorbereitet zu
sein.Varianten,wieman dieHin­
terlassenenrenten diskriminie­
rungsfrei ausgestalten könnte,
will es erst später ausarbeiten.
Erst brauche es «einen politi­
schen Entscheid, inwelche Rich­
tung die geltende Regelung
geändert werden soll», so BSV-
Sprecherin Elisabeth Hostettler.

Statt die Ansprüche der Witwer
jenen der Witwen anzupassen,
könnte der Bund auch den um­
gekehrten Weg beschreiten und
wenigerWitwenrenten sprechen.
Entsprechende Versuche sind
jedoch in der Vergangenheit
stets gescheitert. 2004 lehnte
das Volk selbst eine Minireform
ab, die nur jenen Witwen keine
Rente mehr zusprechen wollte,
die ihr Leben lang nie Kinder
hatten.

Auf der anderen Seite lässt
sich eine ReformderWitwenren­
ten mit dem gesellschaftlichen
Wandel gut begründen. Ist doch
die grosse Mehrheit der heuti­
gen Bezügerinnen einerWitwen­
rente erwerbstätig. Eine Studie
im Auftrag des Bundesrats kam
schon vor Jahren zum Schluss,
eine Verwitwung sei für das
Einkommen nicht gravierend –
deutlich weniger gravierend als
eine Scheidung oder Trennung.

Ein Kompromiss könnte dar­
in bestehen, die Hinterlassenen­
rente bis zum Abschluss der
Erstausbildung der Kinder zu
gewähren – für Witwen und
Witwer. Damit würden die Wit­
wen im Vergleich zu heute et­
was schlechter gestellt, die Wit­
wer etwas besser. Gut möglich,
dass der Gerichtshof für Men­
schenrechte diese Diskussion
nun beschleunigt.

Schweiz will Männer weiter diskriminieren
Witwer-Prozess in Strassburg Max Beeler hatte gegen den Bund geklagt, weil ihm dieWitwerrente
gestrichen wurde. Der Europäische Gerichtshof gab ihm recht – aber nun wehrt sich der Bund.

Max Beelers
Anspruch auf
eineWitwerrente
ist erloschen.Weil
er einMann ist.

Er hat in Strassburg gegen die Schweiz geklagt und – vorerst – gewonnen: Max Beeler mit seinen beiden Töchtern. Foto: PD

FrauWidmer-Schlumpf, für
ältere Leute ist das Coronavirus
am gefährlichsten – dennoch
wollen sich nicht alle Betagten
impfen lassen.Wie erklären
Sie sich das?
Die überwiegende Mehrheit der
Heimbewohnerwill sich impfen
lassen. Einige sind aber auch
kritisch. Sie sagen, sie hätten ein
gewisses Alter, und es sei nicht
mehr nötig, dass sie sich impfen
liessen.Wennman ihnen aber er­
klärt, dass die Impfung auch ein
Akt der Solidarität ist gegenüber
den Angehörigen und vor allem
gegenüber dem Pflegepersonal,
dann gibt es vielwenigerDiskus­
sionen. Die Solidarität ist in die­
ser Krise besonders wichtig. Es
geht nicht nur um einen selber,
sondern auch um die anderen.

Deshalb rufen Sie als
Präsidentin der Pro Senectute

ältere Leute auf, sich impfen
zu lassen.
Wir wollen bewusst machen,
wie wichtig es ist, dass mög­
lichst viele ältere Leute sich
impfen lassen.Weiter ist es uns
wichtig zu betonen, dass eine
Impfung nur an gesunden Per­
sonen möglich ist. Sprich: Man
muss sich weiterhin gut schüt­
zen. Je tiefer die Infektionszah­
len, desto schneller klappt es
mit der Durchimpfung. Wenn
wir eine Durchimpfung von 60
bis 70 Prozent erreichen, dann
gelingt uns die Rückkehr in die
Normalität.

Bis jetzt sind laut einer
Schätzung des Bundes erst
110’000 Personen geimpft
worden.
Das ist einAnfang, abernatürlich
nochviel zuwenig.Wir allemüs­
sen uns anstrengen, um das Ziel
bis zum Sommer zu erreichen.

Was halten Sie vom aktuellen
Kurs des Bundesrats?
Der Bundesrat macht es grund­
sätzlich gut. Er ist unter grossem
Druck,verschiedenste Interessen­
gruppen wünschen sich einen
anderenWeg.Der Bundesrat ver­
sucht, diese Interessen in Ein­
klang zu bringen, was zum Teil
gelingt, zumTeil auchweniger.

In IhremHeimatkanton darf
man Ski fahren. Finden Sie
das richtig?
Ich war selber Ski fahren und
war beeindruckt vom Schutz­

konzept in diesem Gebiet. Es
funktioniert hervorragend. Von
den Skipisten geht keine erhöh­
te Ansteckungsgefahr aus. Was
man schlecht kontrollieren kann,
sind Ansammlungen bei der
Toilette oder im Freien.

Würde in Läden und Restau-
rants der Betrieb nicht auch
funktionierenmit guten
Schutzkonzepten?
In Innenräumen mit kleineren
Distanzen ist alles etwas schwie­
riger.Auf der Piste habe ichmich
auch deshalb sicher gefühlt,weil
ich an der frischen Luft war und
die Distanz zu anderen jederzeit
selber bestimmen konnte.Das ist
in Innenräumen weniger gut
möglich. Übrigens sind die An­
steckungen in St. Moritz nicht
auf der Skipiste geschehen, son­
dern imHotel. Der Skibetrieb ist
nicht das Problem.

In der Schweiz sind überdurch-
schnittlich viele alte Menschen
an Corona gestorben.Haben
wir etwas falsch gemacht?
Eswarendie über75-Jährigen,bei
ihnen hatten wir eine erhöhte
Sterblichkeit. Man war zum Teil
nicht genügendvorbereitet, gera­
de in den Alters- und Pflegehei­
men. Mittlerweile haben die Ins­
titutionendiesnachgeholt, es gibt
Schutzkonzepte und Strategien
fürdenAlltagmitCorona.Es lohnt
sich sicher, dass die Heime sich
auf solche ausserordentlichenSi­
tuationen noch besser vorberei­
ten.Wirmüssen leiderdavonaus­
gehen,dass diesePandemienicht
die letztewar, respektive dass das
mutierende Virus noch eine wei­
tereWelle bescheren könnte.

Andere Länder bieten in
Heimen kostenlose Schnelltests
an. In der Schweiz gibt es das

nicht.Macht die Politik genug
für die Vulnerabelsten?
Kostenlose Schnelltests in Hei­
menwären sehrwünschenswert,
wir setzen uns dafür ein und
richten unsere Kommunikation
danach aus.Wir haben uns auch
von Anfang an dafür eingesetzt,
dass man nicht einfach Heime
schliesst undÄltere isoliert, son­
dern einen Mittelweg sucht.

Wie geht die ältere Bevölkerung
mit Corona um?
Nicht selten haben ältere Perso­
nen eine grosse Gelassenheit
gegenüber einer möglichen Er­
krankung. Sie haben weniger
Angst vor der Pandemie als viel­
mehr vor demAlleinsein.Andere
wiederum möchten unbedingt
noch möglichst viele Jahre leben
und schützen sichum jedenPreis.

Claudia Blumer

«Die Solidarität ist in dieser Krise besonders wichtig»
Präsidentin der Pro Senectute Alt-Bundesrätin EvelineWidmer-Schlumpf ruft die ältere Bevölkerung auf, sich impfen zu lassen.

Eveline Widmer-
Schlumpf
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Frauenfeld: 100 Schüler in Qua-
rantäne. Volketswil: Massentests
für 500 Schüler, Maskenpflicht
ab der vierten Klasse. Baselland:
Maskenpflicht ab 10 Jahren. Tes-
sin: Fernunterricht für eine gan-
ze Mittelschule. Cham: Eltern,
Lehrer und Schüler zweier Klas-
sen inQuarantäne.Und soweiter.

In immer kürzerenAbständen
melden Schweizer Schulen neue
Corona-Fälle.Eshandelt sich auch
umAnsteckungenmit dermutier-
ten Variante B.1.1.7. Mit rigorosen
Massnahmen sollverhindertwer-
den, dass sich das Infektionsge-
schehen in die Schulen verlagert.

Mit der Virusmutation steigt
auch die Angst in der Lehrer-
schaft. In einem öffentlichen
Aufruf fordert sie ihre Arbeitge-
berauf, ihreGesundheit besserzu

schützen. Kantone und Gemein-
denmüssten«dringend strengere
und koordinierte Massnahmen»
ergreifen. Es sei nicht nachvoll-
ziehbar, dass die Lehrer weiter-
hin täglich in einem Raum mit
über20Personen arbeitenmüss-
ten, während der Bundesrat
eineHomeoffice-Pflicht und eine
Fünf-Personen-Grenze für pri
vate Treffen verfügt habe, heisst
es im Schreiben der nationalen
Dachverbände LCH und SER.

Weil die Lehrer eine «system-
relevante und besonders expo
nierte Berufsgruppe» seien,wol-
len die Verbände Gratis-FFP2-
Masken, prioritären Impfschutz,
regelmässigeCorona-Tests in den
Schulhäusern,bessere Raumluft-
konzepte und weniger Kontakte.
Der letzte Punkt ist brisant: Bis-

lang hatten sich die Lehrerinnen
gegen Schulschliessungen aus
gesprochen,weil beimLockdown
im Frühling viele Kinder abge-
hängt wurden.

Das letzte Mittel
Wegen derVirusmutation hat die
Lehrerschaft ihre Meinung aber
geändert: «Bei einer weiteren
Verschlechterung der Lagemüs-
senMassnahmenwie Fernunter-
richt in Betracht gezogen wer-
den», schreiben die Verbände.
Für jüngere Kinder sei dies aber
das letzte Mittel und nur für
einen begrenzten Zeitraum
durchführbar.

Damit widersprechen die
LehrerauchdenSchulleitern.De-
ren Verband hatte am Wochen
ende betont, dass zurzeit nicht

mehr Kinder krank seien als vor
einem Jahr, als das Coronavirus
die Schweiz noch nicht erreicht
hatte. Weil Kinder keine Treiber
der Pandemie seien, müsse der
Unterricht «nicht vorauseilend
nachHause verlegtwerden». «Es
darf nicht sein, dass Kinder ins
trumentalisiert werden, um die
Mobilität derEltern einzuschrän-
ken», sagt Verbandspräsident
ThomasMinder.Die Schulleiten-
den seien vorbereitet, um mit
QuarantänenundKlassenschlies-
sungen «passend zu reagieren».

Das Schreiben der Lehrer ist
auch ein Appell an den Bundes-
rat – er müsse jetzt «klare Bot-
schaften zumGesundheitsschutz
an den Schulen» senden. Dieser
wird sich heute mit der Situation
der Schulen befassen. Grundlage

ist ein Papier der Konferenz der
kantonalenErziehungsdirektoren
(EDK), in dem Handlungsoptio-
nen aufgezeigt werden.

Das Eskalationsmodell sieht
demVernehmennach ein stufen-
weises Vorgehen vor. Weil ältere
Schüler in der Regel eine weitere
Anreise haben und selbstständi-
ger sind, sollen in absteigender
Reihenfolge die Berufsschulen,
die Gymnasien und die Oberstu-
fen auf Fernunterricht umstellen,
wenn es die Situation erfordert.
Primarschulen sollten so lange
wiemöglichvorOrt unterrichten.
Das beurteilte auch der Bundes-
rat so. Inwiefern die neue Pande-
miedynamik ihn zu einem Um-
denken bringt,wird sich zeigen.

Raphaela Birrer

Lehrer fürchten um ihre Gesundheit
Virusmutation in Schulen Zahlreiche Klassen sind in Quarantäne. Jetzt richten sich die Lehrer an den Bundesrat.

Für Dienstag hatte das Bundes-
amt fürGesundheit (BAG) die ers-
te Zwischenbilanz zumStandder
Impfungen in den Kantonenver-
sprochen.Dochdas BAGkanndie
mit Spannung erwarteten Zahlen
immernochnicht liefern.Die Be-
gründung: Die Angaben aus den
Kantonenseiennochprovisorisch,
weshalb kein aussagekräftiges
Bild entstehe. Ein Grund für die
Verzögerung liegt darin, dass die
Impfkampagne noch nicht in
allen Kantonen in Schwung ge-
kommen ist.VorallemWaadt und
Wallis kamen bisher noch nicht
so richtig voran, während etwa
Basel-Stadt die ausgelieferten
Dosen schnell verimpft hat.

Es gebe Gründe, warum ein-
zelne Kantone einen Rückstand
hätten, sagt Michael Jordi, Gene-
ralsekretär der Konferenz der
kantonalen Gesundheitsdirekto-
ren. Und es mache keinen Sinn,
Zahlen zu publizieren,die bereits
in einerWoche ganz anders aus-
sähen. Die Kantone wollten ein
«Blame game» verhindern, also
öffentliche Schuldzuweisungen
an die Adresse jener, die bisher
noch wenige Dosen geimpft ha-
ben. Deshalb verständigten sich
das BAG und die Kantone darauf,
die ImpfzahlendereinzelnenKan-
tone erst später zu publizieren.

Den Kantonen Zeit geben
Ähnlich argumentierte auchBAG-
Vizedirektorin Nora Kronig vor
den Medien. Sie nannte zwar die
Zahlvon insgesamt 110’000 Impf-
dosen, die in der Schweiz bisher
verabreicht worden seien. Aller-
dings handle es sich dabei um
eine Schätzung. Das BAG habe
mittlerweile Angaben aus allen
Kantonenerhalten,dochmüssten
die Zahlennunverifiziertwerden.
Zudemwerde sichdas Impftempo
unterdenKantonen indennächs-
tenWochen angleichen.

DerZugerKantonsarzt Rudolf
Hauri wehrt sich gegen den Be-
griff der «Trödelkantone». Man
müsse den Kantonen Zeit geben,
ihre Impfstrategie umzusetzen.
Deshalb sei es zum jetzigen Zeit-
punkt nicht sinnvoll, Kantonen
mit Rückstand Impfstoff zu ent-
ziehen, wie das nun gefordert
werde. «Wennman das tut, dann
werden die Kantone zu Trödel-
kantonen», sagte Hauri, der Prä-
sident der Vereinigung der Kan-
tonsärzte.

Ein Grund für die grossen
Unterschiede zwischen den Kan-
tonen liegt imVorgehen.DerAar-
gau oder Zürich etwa halten be-
wusst genügend Impfstoff zu-
rück, damit allen geimpften
Personen die nötige zweite Do-
sis gesichert ist. DiesesVorgehen
habe das BAG den Kantonen na-
hegelegt, sagt Jordi. Kantone, die
sich nun nicht so strikt an diese
Vorgabe halten, kommendeshalb
schneller voran. Kronig sagt hin-
gegen, das BAG habe den Kanto-
nen immer gesagt, sie sollten alle
ausgelieferten Dosen verimpfen,
weil bereits die erste Dosis einen
gewissen Schutz vor einer Er-
krankung biete.

Ein weiterer Grund für den
RückstandeinzelnerKantone liegt
darin,dass sie inderAnfangspha-
se stärkeraufmobile Impfequipen
undAlters- undPflegeheimenge-
setzt habenund Impfzentren erst
allmählich in Betrieb nehmen.

Markus Brotschi

Warum die
Impfzahlen vorerst
geheim bleiben
Daten Umein «Blame game»
zu verhindern, gibt der Bund
Zahlen zum Stand der
Impfungen nicht bekannt.

Fabian Fellmann

Die britische und die südafrika-
nischeVariante des Coronavirus
scheinen sich in der Schweiz aus-
zubreiten: 117 Fälle in 12 Kanto-
nen waren Anfang der letzten
Woche bekannt, jetzt sind es
bereits 388 Fälle in mindestens
17 Kantonen. Beide Varianten
sind gemäss ersten Erkenntnis-
sen ansteckender als die bishe-
rigen Sars-CoV-2-Viren.

Recherchen zeigen nun: Die
britische Variante war schon
viel früher in der Schweiz als
angenommen. Bislang galten
AbwasserprobenvonAnfangDe-
zember als die frühesten Belege.
Doch nun bestätigt das Bundes-
amt für Gesundheit (BAG), dass
die britische Mutation namens
B1.1.7 in einer Probe vom 26.Ok-
tober 2020 eruiert und am 5. Ja-
nuar 2021 gemeldet wurde.

Wichtige Sequenzierung
DenNachweis hat das Institut für
Mikrobiologie des Waadtländer
Universitätsspitals erbracht,wie
Direktor Gilbert Greub bestätigt.
Die Waadt liess alle positiven
PCR-Tests nach dem 21. Dezem-
ber sowie alle mit Bezug zu
Grossbritannien auf B1.1.7 prü-
fen. Dabei schlug die Probe von
Ende Oktober an. Die Suche
nach Übertragungsketten för
derte keine weiteren Fälle zuta-
ge, «was nahelegt, dass es sich
um einen Einzelfall handelte»,
sagt Greub. Dafür spricht auch,
dass Ende Dezember nur «ein
winziger Teil von weniger als
1 Prozent» aller positiven Tests
in derWaadt B1.1.7 aufwies.

Die Berner Virologin Emma
Hodcroft sagt, auch in ihren
Proben sei B1.1.7 erst im Dezem-
ber aufgetaucht. Es sei allerdings
möglich,dass denForschern eine
seltene Mutation entgehe. «Dar-
um rate ich dringend dazu, dass
die Schweiz und ganz Europa
mehrProben sequenzieren,damit
wirbekannte undneueVarianten
imAuge behalten können.»

Diese Forderung teilt Isabella
Eckerle.Als Leiterin des nationa-
len Referenzlabors amUniversi-
tätsspital Genf brachte die Viro-
login über die Weihnachtstage
die schweizweite Suche nach den
britischen und südafrikanischen

Varianten in Gang. Seither testet
ihr Labor alle Proben darauf. Ers-
te Hinweise liefert ein bestimm-
ter Typ eines handelsüblichen
PRC-Tests, der Mutationen an
der Position 501 erkennt.

Aufwendiger Nachweis
Fürden genauenNachweismuss
das Erbgut aber an den entspre-
chenden Stellen oder voll se-
quenziertwerden.DieseAuswer-
tung brauche etwas Zeit, erklärt
Eckerle. Das ist der Grund dafür,
dass beim Verdacht auf Ausbrü-
chewie inWengenoderSt.Moritz
nicht sofort klar wird, wie viele
Personen sich mit welcher Mu-
tation angesteckt haben.

Erschwerend ist die Logistik,
wie Eckerle sagt: «Wir brauchen

die Originalproben,was garnicht
so einfach ist: Diesemüssen zum
Beispiel schweizweit gefroren
verschickt werden können.»
Grossbritannien oder auch Dä-
nemark hatten schon vor der
Covid-Pandemie mehr Erreger
sequenziert, etwa Grippeviren.
«Wenn man solche Strukturen
mitten in der Pandemie aufbau-
enmuss,wie in der Schweiz oder
in Deutschland, dann geht das
nicht von heute auf morgen.»

Derzeit bauen zahlreiche
Schweizer Labore die Fähigkeit
auf, dieMutationen selbst zu be-
stimmen. «Darum lässt sich fast
nicht sagen, ob die Fälle zuneh-
men oder ob einfachmehr Labo-
re auf dieVarianten testen», sagt
Eckerle. Es sei aber davon aus-

zugehen, dass B1.1.7 schon in der
ganzen Schweiz präsent sei.

Noch sei nicht geklärt,warum
sich dieMutation in Grossbritan-
nien so schnell verbreitet habe.
«Die Situation ist wie so oft in
Pandemien:Manmuss reagieren,
bevorman endgültige Daten hat,
weil es sonst bereits zu spät ist»,

sagt Eckerle. «Darum ist es sinn-
voll, vorsichtig zu sein.»

Das legen auch Daten aus
Dänemark nahe. Dank einem
strengenLockdownundgeschlos-
senenSchulen sinkt die Zahl aller
Neuinfektionen – doch jene von
B1.1.7 steigen, ihr Anteil verdop-
pelt sich fast imWochentakt. Das
ähnelt derLage inderSchweiz,wo
die Fallzahlen stark abnehmen.
Am Dienstag meldete das BAG
2260Fälle,derSiebentagesschnitt
liegt ein Drittel tiefer als eine
Woche vorher. Ob der Teil-Lock-
down ausreicht, um diesen posi-
tiven Trend trotz der Präsenz der
britischen Variante fortzusetzen,
ist offen. «In den nächsten paar
Wochenwerdenwirsehen,wowir
stehen», sagt Isabella Eckerle.

Mutationwar schon imOktober hier
Unsichere Lage Bereits in 17 Kantonen sind die ansteckenderen Mutationen des Coronavirus aufgetaucht.
Die gezielte Suche danach wurde durch die Virologin Isabella Eckerle gerade erst in Gang gebracht.

«Wir brauchen
die Originalproben,
was gar nicht
so einfach ist.»

Isabella Eckerle
Virologin

Es sei sinnvoll, bei der Virusmutation vorsichtig zu sein, sagt Isabella Eckerle, Leiterin des nationalen Referenzlabors. Foto: Panos Pictures
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